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(Allgemeiner Beifall) 

Herr Prof. Dr. Christian Hillgruber. 

Prof. Dr. Christian Hillgruber: Ich schwöre, dass 
ich das mir übertragene Amt nach bestem Wissen 
und Können verwalten, Verfassung und Gesetze 
befolgen und verteidigen, meine Pflichten gewis-
senhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann 
üben werde. So wahr mir Gott helfe. 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank. Herzli-
chen Glückwunsch. Alles Gute. 

(Allgemeiner Beifall) 

Damit sind wir am Ende des Tagesordnungspunk-
tes 2.  

(Vorsitz: Vizepräsident Eckhard Uhlenberg) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, ich rufe auf: 

3 Bestellung der Ausschüsse des Landtags 
und Festlegung der Zahl der Mitglieder 

Antrag 
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion der CDU, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
der Fraktion der FDP und 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/51 – Neudruck 

Eine Beratung ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen deshalb unmittelbar zur Abstimmung 
über den Antrag Drucksache 16/51 – Neudruck. 
Wer dem seine Zustimmung geben kann, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Wer stimmt nicht zu? – 
Wer enthält sich? – Damit ist der Antrag mit den 
Stimmen aller Fraktionen angenommen.  

Wir kommen zu: 

4 Gesetz zur Restrukturierung der WestLB AG 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/16 

Änderungsantrag  
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 16/84 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/52 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/102 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die SPD-
Fraktion Herrn Abgeordneten Zimkeit das Wort. 

Stefan Zimkeit (SPD): Es ist keine einfache Ent-
scheidung, sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, die wir heute zu fällen ha-
ben. Die WestLB abzuwickeln und hierfür 1 Milliar-
de € Steuergelder zur Verfügung zu stellen, ist 
nichts, was Begeisterung auslöst – im Gegenteil. 

Die Menschen meinen, es wäre schon zu viel Geld 
für Banken ausgegeben worden, insbesondere, weil 
Privatbanken jetzt schon wieder am großen Rad 
drehen und die Boni der Banker ohne jedes Maß 
steigen. Heute geht es aber nicht um die Profitinte-
ressen von Privatbanken, sondern darum, Schaden 
vom Land abzuwenden. 

In der Anhörung und in den Diskussionen zum vor-
liegenden Gesetzentwurf wurde deutlich, dass der 
von der Landesregierung in diesem Gesetzentwurf 
vorgeschlagene Weg die am wenigsten schlechte 
Lösung für alle Beteiligten ist. Sie begrenzt das Ri-
siko für das Land, das sonst schnell auf zweistellige 
Milliardensummen steigen könnte. 

Hier frage ich mich – ich konnte den Entschlie-
ßungsantrag der CDU, der gerade vorgelegt worden 
ist, noch nicht lesen, aber ich ahne, was drinsteht –, 
wie CDU denn diese zweistelligen Milliardenbeträ-
ge – wenn sie denn dann anfallen – im Haushalt 
NRW darstellen will. 

Die vorgeschlagene Lösung sichert Arbeitsplätze in 
Düsseldorf und findet deshalb auch die Zustimmung 
des Betriebsrates. Unsere Aufgabe ist es, weiter 
gemeinsam daran zu arbeiten, dass so viele Ar-
beitsplätze wie möglich gerade in NRW erhalten 
bleiben. 

Sie sichert den Bestand der Sparkassen durch eine 
faire Lastenverteilung zwischen allen Beteiligten. 
Ansonsten droht der Zusammenbruch mehrerer 
Sparkassen in Nordrhein-Westfalen mit den unab-
sehbaren Folgen für den Mittelstand und für die 
Kommunen. Das gilt es auf jeden Fall zu verhin-
dern. 

Und die vorgeschlagene Lösung verhindert den Zu-
sammenbruch der WestLB mit unabsehbaren Fol-
gen auch für die wirtschaftliche Entwicklung Nord-
rhein-Westfalens. Im schlimmsten Fall könnte der 
Zusammenbruch der WestLB wieder zu einer neuen 
Finanzkrise führen. Auch dies gilt es auf jeden Fall 
zu verhindern. 

Die 1 Milliarde € ist also sinnvoll eingesetzt – im In-
teresse des Landes, der Kommunen und der Be-
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schäftigten und damit im Interesse der Menschen in 
Nordrhein-Westfalen. 

Damit die zwischen allen Beteiligten ausgehandelte 
Lösung, die unter einem erheblichen Zeitdruck 
durch die EU steht, umgesetzt werden kann, haben 
die Regierungsfraktionen einen Änderungsantrag 
eingebracht, der die Umsetzung zwischen Bund und 
Anteilseignern sicherstellt. Hier sei noch einmal be-
tont, dass sich der Bund mit insgesamt 3 Milliar-
den € an der vorgeschlagenen Lösung beteiligt.  

Auch dies zeigt, wie wichtig eine geordnete Abwick-
lung der WestLB weit über NRW hinaus ist, und es 
zeigt, dass das Land Nordrhein-Westfalen ein gutes 
Verhandlungsergebnis erzielt hat. Dafür auch dem 
Minister und dem Ministerium einen herzlichen 
Dank! 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN und den PIRATEN) 

Das Gesetz setzt die vom Landtag beschlossene 
Eckpunktevereinbarung 1:1 um. Es sichert den fai-
ren Lastenausgleich zwischen Land und Sparkas-
sen. Es wird durch die Bundesregierung unterstützt, 
und es findet die Zustimmung der Beschäftigten. 
Und das für uns Allerwichtigste: Es wendet Scha-
den vom Land Nordrhein-Westfalen ab. Deswegen 
appelliere ich an die Opposition, insbesondere an 
die CDU, die die Eckpunktevereinbarung mit be-
schlossen hat, dieses Gesetz mit zu beschließen 
und den eingeschlagenen Weg zu Ende zu gehen. 

Für uns ist klar, dass 1 Milliarde € eine Belastung 
ist, auch eine Belastung für den Haushalt. Aber für 
uns als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
kommt es nicht infrage, wegen dieser 1 Milliarde € 
bei Bildung, bei Kindern und bei Kommunen zu 
streichen. Dieser Weg kommt für uns nicht infrage. 

(Beifall von der SPD) 

Kollege Schittges hat es mit großer Offenherzigkeit 
im Ausschuss erklärt: Die CDU würde diesem Ge-
setz nicht zustimmen, weil ihre Stimmen zum Be-
schluss nicht gebraucht würden. – Damit, liebe Kol-
leginnen und Kollegen von der CDU, stehlen Sie 
sich aus der Verantwortung – einer Verantwortung 
für die WestLB, die auch Sie zu tragen haben. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Zahlreiche Fehler sind bei der WestLB gemacht 
worden, vor allen Dingen von den verantwortlichen 
Bankern, aber sicher auch parteiübergreifend im po-
litischen Raum. Wir müssen gemeinsam kritisch 
nachdenken, welche Fehler begangen worden sind, 
und daraus für die Zukunft lernen. Jetzt gilt es aber, 
eine aktuelle Lösung für das jetzige Problem zu fin-
den.  

Da bitte ich Sie noch einmal eindringlich und appel-
liere an alle Beteiligten, die Verantwortung zu über-
nehmen und diesen Weg mit zu gehen. Es ist der 

Weg, der am wenigsten Risiken birgt und der den 
Schaden vom Land Nordrhein-Westfalen abwendet. 

(Beifall von der SPD und Reiner Priggen [GRÜNE]) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Zimkeit. – Für die CDU-Fraktion spricht 
der Herr Kollege Sieveke. 

Daniel Sieveke (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir reden 
heute über die Abwicklung der WestLB AG, die in 
der Geschichte einstmals das fünftgrößte deutsche 
Geldinstitut gewesen ist, ohne das es in den 80er- 
und 90er-Jahren keine große Fusion, keinen Bör-
sengang gegeben hat. Wir reden damit aber leider 
auch über eine Landesbank, deren Geschichte von 
Arroganz, Verfilzung und Milliardenverlusten ge-
prägt war. 

(Beifall von der CDU) 

Sie war das sozialdemokratische Herrschaftsin-
strument von Ministerpräsident Johannes Rau. 
Friedel Neuber bildete seinerzeit gemeinsam mit 
Johannes Rau und dessen Finanzminister Heinz 
Schleußer ein regelrechtes Machtkartell, an dem 
vorbei in Nordrhein-Westfalen über viele Jahre kei-
ne Entscheidungen zu treffen waren. 

Die Geschichte der WestLB AG ist damit untrennbar 
mit der Sozialdemokratie in Nordrhein-Westfalen 
verbunden. Die Lasten und die bis heute nicht end-
gültig geklärten Risiken der WestLB sind das Erbe 
der SPD in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Es ist schon bemerkenswert, dass der ehemalige 
Regierungssprecher von Johannes Rau heute als 
Finanzminister für die Abwicklung der WestLB zu-
ständig ist, gewissermaßen als Abrundung dieser 
Historie. 

Der Finanzminister hat in der letzten Sitzung des 
Haushalts- und Finanzausschusses die Beratung 
zur Eckpunktevereinbarung 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

als Sternstunde der Minderheitsregierung hoch ge-
lobt. 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

Herr Finanzminister, ich kann mich nur daran erin-
nern, dass – erstens – SPD und Grüne keine allei-
nige Mehrheit im letzten Jahr hatten, Sie – zwei-
tens – das Pairing-Abkommen gebrochen haben, 
weil Sie geglaubt haben, eine eigene Mehrheit zu 
haben, und – drittens – Sie dann erst auf die CDU 
zugegangen sind. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 
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Das war keine Sternstunde, das war eine Sonnen-
finsternis der demokratischen Kultur. 

(Beifall von der CDU) 

In diesen finsteren Stunden sind dann die Frakti-
onsvorsitzenden Römer und Priggen auf die CDU 
zugegangen und haben mit der Bereitschaft zu 
ernsthaften Gesprächen Abbitte geleistet. Wir ha-
ben damals die handwerklichen Fehler und Ver-
säumnisse der Landesregierung beiseitegescho-
ben, uns der staatspolitischen Verantwortung ge-
stellt und der Eckpunktevereinbarung dann zuge-
stimmt.  

(Martin Börschel [SPD]: Und dann sind Sie 
davongelaufen!) 

Allerdings hat damals unser Fraktionsvorsitzender 
Karl-Josef Laumann sehr deutlich und bis heute zu-
treffend gesagt – ich zitiere –: 

„Aus staatspolitischer Verantwortung tragen wir 
das mit. Aus landespolitischer Verantwortung 
halten wir an unseren Forderungen nach Haus-
haltskonsolidierung fest. Es gibt in der gemein-
samen Erklärung kein Wort über das Verhalten 
des Landtags zu den Gesetzen, die demnächst 
vorgelegt werden müssen. Es gibt heute keinen 
Blankoscheck für diese Gesetze aus. Meine 
Fraktion wird Gesetzen nur dann zustimmen, 
wenn Sie haushaltspolitisch verantwortbar sind.“ 

(Beifall von der CDU) 

Seitdem ist ein Jahr vergangen, ein Jahr, Herr Fi-
nanzminister, in dem Sie uns vieles von den schwie-
rigen Verhandlungen, Ihren zahlreichen Nacht-
schichten, Ihren Reisen nach Berlin und Frankfurt 
erzählt haben. In einem geschlagenen Jahr war 
wenig Konkretes dabei, und von Ihren Einschätzun-
gen und Prognosen, Herr Minister, ist so gut wie 
nichts eingetreten. 

Bis heute, noch weniger als zehn Tage vor dem 30. 
Juni 2012, ist das wichtigste grammatikalische Ele-
ment Ihrer Ausführungen stets der Konjunktiv. Sie 
haben uns erklärt, dass man mit umfangreichen 
Verkäufen rechnen könne. Von Teilbereichen mit 
mindestens 1.000 Beschäftigten war die Rede. Sie 
haben uns am 30. Juni 2011 im Plenum erklärt, 
dass man bis Ende 2016 im ungünstigen Fall mit 
einem Abbauvolumen von etwa 1.800 Stellen rech-
nen könne. Auch diese von Ihnen angestellte Prog-
nose ist nicht Wirklichkeit geworden. Es wurde bis-
her nichts verkauft. Wir gehen weiterhin bei der We-
stImmo von 400 und bei der Portigon von 3.400 Be-
schäftigten aus. Hierzu kommen 2.800 Pensionäre 
und knapp 1.000 freigestellte Mitarbeiter. Das be-
deutet allein bei der Portigon von 2013 bis 2016 ei-
nen jährlichen Personalabbau von mindestens 600 
Mitarbeitern – also jedes Jahr, und das wird ganz 
schön hart werden. 

Entscheidend ist aber: Die CDU-Fraktion wird die-
sem Gesetz nicht zustimmen, weil sich SPD und 

Grüne damals wie heute der dringend notwendigen 
Konsolidierung der Landesfinanzen verweigern. 

(Beifall von der CDU) 

Sie haben inzwischen erklärt, dass Sie die Neuver-
schuldung gegenüber dem gescheiterten Haus-
haltsentwurf für 2012 um eine Milliarde auf knapp 
5 Milliarden € anheben werden. Damit steigt die 
Neuverschuldung gegenüber 2011 um fast zwei 
Drittel. Ihr Koalitionsvertrag enthält keinen Hinweis 
darauf, wie die aktuellen und zukünftigen Lasten der 
WestLB-Restrukturierung im Landeshaushalt aufge-
fangen werden sollen. Auf 200 Seiten definieren Sie 
viele neue Aufgaben und Ausgaben für das Land. 
Zur WestLB und zur konkreten Konsolidierung des 
Landeshaushaltes schweigen Sie komplett.  

Neben dem politischen Unwillen, zu sparen, kom-
men obendrauf Ihre ganz persönlichen Rechen-
künste. 2011 findet dieser Finanzminister 1 Milliar-
de € im Haushalt; 2012 vergisst die Koalition 1 Milli-
arde € im Koalitionsvertrag. Sie wissen, dass Sie 
mit Ihrer WestLB-Lüge die Wähler klar getäuscht 
haben.  

(Beifall von der CDU) 

Sie können noch immer nicht mit Sicherheit sagen, 
welche Risiken noch in der WestLB schlummern.  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, 
Ihre Redezeit ist zu Ende. 

Daniel Sieveke (CDU): Ich komme zum Schluss. – 
Sie haben keinerlei Konzept für die Zukunft des 
Großteils der Mitarbeiter. Sie wissen, dass die Ab-
sicht, nur eine 1 Milliarde € bis 2017 zu sparen, bei 
einem strukturellen Defizit von über 4 Milliarden € 
ein Witz ist. Und Sie können sich sicher sein, dass 
Ihnen die CDU-Fraktion für diese Art der haushalts-
politischen Unverantwortlichkeit keinen Blanko-
scheck ausstellen wird. Aus Verantwortung für die 
Zukunft Nordrhein-Westfalens sagen wir heute 
Nein. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Sieveke. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht der Kollege Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Eines vorweg: Man 
sollte sich nach einem solchen Ausrutscher des Kol-
legen Sieveke mit einer solchen Herleitung fast 
schon beim Finanzminister entschuldigen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
rufe von der CDU: Oh!) 

Wenn Sie ein solches Niveau schon in der ersten 
ernsthaften Auseinandersetzung hier im Parlament 
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an den Tag legen und das Ihre Strecke für die Op-
position ist, dann kann ich nur das wiederholen, was 
ich im Haushalts- und Finanzausschuss bereits ge-
sagt habe: Sie sind nicht nur 24 %, sondern Licht-
jahre von jeder Mehrheit in Nordrhein-Westfalen 
entfernt.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Kommen wir nun einmal dazu, was seit letztem Jahr 
passiert und in der Anhörung gesagt worden ist. In 
der Anhörung haben alle gekommenen Sachver-
ständigen vorgetragen:  

Erstens. Es wird konsequent das umgesetzt, was 
letztes Jahr angekündigt wurde. 

Zweitens. Es wird deutlich günstiger abgewickelt, 
als es mit Alternativen – Restrukturierungsgesetz 
des Bundes oder vielleicht sogar eine radikale So-
fortabwicklung, wie es in anderen Ländern Europas 
der Fall ist – möglich wäre.  

Drittens. Es ist – das haben wir schriftlich vom Bun-
desfinanzministerium – ein fairer Interessenaus-
gleich aller an diesem Prozess Beteiligten vorhan-
den. Das hat Steffen Kampeter für die Bundesregie-
rung und nicht als eigene Meinung öffentlich ver-
kündet.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU: Sie 
sind ganz allein mit Ihrer Meinung, dass es sich hier 
um ein schlechtes Geschäft für das Land Nordrhein-
Westfalen handelt.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich möchte auch dem Finanzminister für die Ver-
handlung ausdrücklich danken; das ist sicherlich ein 
komplizierter Prozess. Ich kann nur an alle appellie-
ren, die jetzt noch beteiligt sind, dass bis zum 
30. Juni 2012 die Verträge und alles, was damit zu 
tun hat, unter Dach und Fach kommen.  

Jetzt komme ich zu des Pudels Kern Ihrer Argu-
mentationslinie: Sie haben gesagt, dass die 1 Milli-
arde €, die heute mit der Gründung der Verbund-
bank, also dem Heraustrennen des Mittelstandsge-
schäftes aus der alten WestLB und einer neuen Zu-
kunft für die Sparkassen, erreicht wird, im Haushalt 
einzusparen sei. 

Auf welchen Zeitraum denn? Wie sind, könnte ich 
fragen, fünf mal 200 Millionen € umzulegen? 1 Milli-
arde € strukturell? Ich will gar nicht wiederholen, wie 
weit Sie von dieser Milliardeneinsparung entfernt 
sind. Die 1,4 Milliarden €, die Sie das Land kosten 
würden, wenn Herr Röttgen Ministerpräsident ge-
worden wäre, habe ich Ihnen bereits mehrfach vor-
gerechnet. An der Stelle brauchen Sie uns nichts 
vorzumachen. 

Ein Weiteres hat eben der Kollege Schittges … 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Keine Beleidigung!) 

– der Kollege Zimkeit eben in der Debatte über 
Herrn Kollegen Schittges schon dargestellt: Der Kol-

lege Schittges hat in der Finanzausschusssitzung 
sehr ausführlich dargestellt, dass es notwendig sei, 
jetzt endlich einen Schlussstrich unter die Geschich-
te zu ziehen, damit die Sparkassen Rechtssicher-
heit bekommen. Gleichzeitig hat er gesagt: Wir 
stimmen trotzdem nicht zu, und zwar aus folgendem 
Grund: 

Letztes Jahr wurden wir noch gebraucht, weil es ei-
ne Minderheitsregierung gab. Dieses Jahr werden 
wir nicht gebraucht. SPD und Grüne haben eine ei-
gene Mehrheit. Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich 
kann nur hoffen, dass das in diesem Land noch 
lange so bleibt. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Denn eine Partei, die eine Entscheidung nicht aus 
sachlichen Gründen trifft, sondern nur schaut, ob sie 
sich einen schlanken Fuß oder – wie wir im Ruhr-
gebiet sagen – vom Acker machen kann, wenn es 
kompliziert wird, ist es nicht würdig, in diesem Land 
zu regieren oder Politik zu gestalten. Das muss ich 
ganz eindeutig sagen. 

Ich füge hinzu: Die 1 Milliarde € und die anderen 
Milliarden, die hinzukommen werden, sind kein 
leichter Weg für diejenigen, die entscheiden müs-
sen. Das ist völlig klar. 

Aber der Kollege Sieveke hat nicht mit einem Wort 
eine Alternative auf den Tisch gelegt, ist mit keinem 
Wort fachlich auf die Eckpunktevereinbarung einge-
gangen. Er hat noch nicht einmal den Antrag vom 
letzten Jahr korrekt zitiert, den ich Ihnen ebenfalls 
vorgelegt habe. Dort ist nämlich von einer Konditio-
nierung in Höhe von 1 Milliarde in dem Zusammen-
hang keine Rede. Dort steht – wie Sie es auch ein-
leitend in Ihrem Entschließungsantrag geschrieben 
haben – drin: 

„Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat in den 
von allen beteiligten Verhandlungspartnern am 
23. Juni 2011 beschlossenen Eckpunkten zum 
Restrukturierungsplan der WestLB unter den 
gegebenen Umständen eine … tragfähige Ver-
einbarung gesehen. Sie wäre ohne das finanziel-
le und politische Engagement der Bundesregie-
rung, auch gegenüber der EU-Kommission, nicht 
möglich gewesen.“  

Das ist der Beschlusstext vom letzten Jahr, Herr 
Kollege Sieveke. Sie versuchen zu suggerieren, als 
habe die CDU damals konditioniert. Das hat sie 
nicht getan. Sie machen sich vom Acker! Sie sind 
schädlich für das Land!  

Ich hoffe, Sie werden diesen Kurs in dieser Wahlpe-
riode ändern, statt Fundamentalopposition zu be-
treiben. Das wäre kein geeigneter Weg für dieses 
Parlament. – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 
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Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Mostofizadeh. – Für die FDP-Fraktion 
spricht der Herr Kollege Witzel. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die aktuellen Vorgänge 
um die WestLB lassen sich vereinfachend zusam-
menfassen: Die Sparkassen begehen Unfallflucht, 
und Sie, Herr Finanzminister, betätigen sich als 
Fluchthelfer. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Ui, ui, ui!) 

Die Geschichte der WestLB ist alles andere als 
rühmlich. Sie müssen nur einmal in die Medien 
schauen: WestLB-Debakel! Super-Gau für den 
Steuerzahler! Milliardengrab! Fass ohne Boden! – 
Das sind die Vokabeln dieser Tage. 

Pünktlich zum endgültigen Ende der WestLB haben 
Sie, Herr Finanzminister, uns ja auch öffentlich vor-
gerechnet, was der Niedergang der WestLB den 
Steuerzahler in Nordrhein-Westfalen kostet: 18 Mil-
liarden €! Die Hälfte entfällt auf das Land NRW. 

Aus diesem gigantischen Desaster können wir ler-
nen: Politiker sind eben nicht die besseren Banker! 
Sie sind nicht die besseren Unternehmer! Der Staat 
ist dann ein starker Staat, wenn er ein schlanker 
Staat ist, der sich auf Rahmenbedingungen kon-
zentriert, der für Wettbewerbsneutralität sorgt, aber 
nicht überall seine Finger in jedes unternehmerische 
Geschäft steckt, meine Damen und Herren.  

(Beifall von der FDP) 

Der Blick in die jüngere Geschichte der WestLB 
zeigt, dass von Verantwortlichen politische Fehler 
gemacht worden sind, dass Handlungsspielräume 
nicht genutzt worden sind. 

Ich darf daran erinnern: Im Jahr 2001 wäre es bei 
der Aufspaltung von WestLB und NRW.BANK mög-
lich gewesen, die WestLB als international operie-
rende Geschäftsbank an private Investoren mit Ge-
winn für das Land zu veräußern. Das wurde damals 
von allen Fraktionen dieses Hauses – mit Ausnah-
me der FDP – abgelehnt. Wir hatten es angeregt. 

Rot-Grün ist es aber wichtiger gewesen, die 
WestLB weiterhin als politisches Instrument, als In-
dustrie- und Förderbank, für ihre Vorhaben zu ha-
ben. Dieser Weg war falsch. 

Wie die Geschichte weiterging, ist hinreichend be-
kannt. Weil die Sparkassen als Eigentümer der 
WestLB nicht bereit waren, der Bank ein tragfähiges 
Geschäftsmodell zu geben, hat sie von 2002 bis 
2005 unter rot-grüner Verantwortung 4,8 Milliar-
den € Verluste eingefahren. Wäre man 2001 den 
von der FDP vorgeschlagenen Weg gegangen, hät-
te das Milliardendesaster der heutigen Größenord-
nung den Steuerzahlern erspart bleiben können, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von der FDP) 

Das gilt auch für die aktuellere Entwicklung, meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen. 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Was ist denn 2005 bis 
2010?) 

– Herr Kollege, ich sage Ihnen auch etwas zur jün-
geren Vergangenheit: Bereits vor einem Jahr, als 
wir hier die schwarz-rot-grüne Eckpunktevereinba-
rung debattiert haben, hat die FDP kritisiert, dass 
bei der Verteilung der Lasten und Risiken des Rest-
rukturierungsmodells das Land Nordrhein-Westfalen 
massiv benachteiligt wird. Obwohl die Sparkassen 
Mehrheitseigentümer der WestLB sind, überneh-
men sie nämlich nur für etwa 10 % der Beschäftig-
ten die Verantwortung. Das ist kein faires Burden-
Sharing. Zudem haben sie sich aus den Vermö-
gensbeständen der WestLB die guten Risiken her-
ausgenommen, während die schlechten Risiken 
beim Land verblieben sind. In den letzten Wochen 
hat unser Finanzminister mehrfach betont, dass nun 
aber wenigstens alle Risiken im Zusammenhang mit 
der WestLB bekannt seien, dass es angeblich auch 
keine Nachverhandlungen gebe. 

Wären Ihre Auskünfte richtig gewesen, Herr Walter-
Borjans, hätten die Koalitionsfraktionen diesem 
Hause nicht mit einer Drucksache einen Ände-
rungsantrag vorlegen müssen. 

(Beifall von der FDP) 

Dieser Änderungsantrag von Rot-Grün ist Ausfluss 
der Nachverhandlungen über das Derivate-Portfolio, 
das die Helaba entgegen Ihrer Annahme nicht 
übernehmen wollte und für das nun wiederum der 
nordrhein-westfälische Steuerzahler überproportio-
nal in die Pflicht genommen wird. 

Deshalb sagen wir als FDP-Landtagsfraktion – so 
traurig das Kapitel auch ist –: Die Geschichte der 
WestLB geht nun zwar formal zu Ende, doch für 
den Steuerzahler ist dieses Abenteuer noch längst 
nicht ausgestanden. Der nordrhein-westfälische 
Steuerzahler haftet weiterhin für alle Risiken, die 
aus der neuen Portigon AG resultieren. Diese Risi-
ken können durchaus noch beträchtlich sein. 

Herr Finanzminister, in Ihrem Gesetzentwurf heißt 
es selbst, dass sich eventuelle Mehrausgaben in 
der Zukunft heute noch gar nicht prognostizieren 
lassen. In einer Vorlage von Ihnen für die Sitzung 
des HFA am vergangenen Montag ist sogar von ei-
ner gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage die Re-
de, um im Fall eines Bad-case-Szenarios weitere 
Stützmaßnahmen des Landes zu ermöglichen.  

Sollten weitere Risiken schlagend werden und eine 
zusätzliche Verlustabdeckung für Portigon erforder-
lich sein, dann sind die Sparkassen fein raus, und 
der nordrhein-westfälische Steuerzahler ist erneut 
der Dumme. Einer solchen Konstruktion hat die 
FDP-Landtagsfraktion bislang nicht zugestimmt, 
stimmt sie auch heute nicht zu und wird sie auch 
zukünftig nicht folgen. – Vielen Dank. 
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(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Witzel. – Für die Fraktion der Piraten 
spricht der Kollege Schulz. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich habe eine volle Ta-
sche dort stehen mit Papier, mit Papier zum Thema 
„WestLB“. 

(Zuruf von der SPD) 

– Bitte? Papier, viel Papier, ja, eben nicht online. 
Hier im Hause wird ja eine Menge in Drucksachen 
verteilt. Die Drucksachen nehmen kein Ende, die 
Drucksachen zu einem Gesetz … 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

– Bitte? 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

– Jeden Zwischenruf finde ich großartig. Nur muss 
er hier vorne ankommen. Wenn Sie vielleicht ins 
Mikrofon sprechen wollen, Herr Kollege? Dann höre 
ich das nämlich auch. 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Ich gehe wirklich darauf ein, wenn es notwendig ist. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, 
Sie haben jetzt das Wort. 

(Allgemeiner Beifall) 

Es ist auch nicht möglich, dass Abgeordnete dann 
ins Mikrofon sprechen, es sei denn, wir haben eine 
Fragestunde. Dann können sie eine Frage stellen. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Ja. Ich führe die Dis-
kussion gerne auch außerhalb dieses Plenums. Das 
ist nun keine Frage.  

Aber was das bedeuten soll mit dem ganzen Papier, 
muss man erkennen, wenn zwei Tage vor dieser 
Sitzung Änderungsanträge eingereicht werden, mit 
denen ganz massiv die Grundfeste dieses Vertra-
ges, der auf der Basis dieser Eckpunktevereinba-
rung fußt, geändert werden sollen. Haftungsrisiken 
werden beleuchtet, neu und jeden Tag neu, wie es 
scheint, Haftungsrisiken, die das Finanzministerium 
offensichtlich nicht kennt, die möglicherweise aber – 
das ist das ganz Entscheidende – niemand in die-
sem Hause kennt. Niemand kennt die Haftungsrisi-
ken, die mit diesem Gesetz verbunden sind, weder 
vom Grundsatz her noch vom Umfang her. 

Es ist von 1 Milliarde € die Rede. Das hört sich ver-
dammt schlank an. 1 Milliarde €, was ist das schon? 
Meine Güte! Der Steuerzahler wird das aufbringen 
können, vor allen Dingen dann, wenn man dann 

hört, es soll auch im nächsten Haushalt 1 Milliarde € 
eingespart werden. 

Wofür die 1 Milliarde € eingespart werden soll, na 
ja, da kann man rätseln. Im Prinzip kann man auch 
sagen: rechte Tasche, linke Tasche. Aber das, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, halte ich für dieses Haus 
nicht für sinnvoll, vor allen Dingen dann nicht, wenn 
wir Verantwortung zu tragen haben für die Bürger 
dieses Landes. Das, liebe Leute, geht nicht. 

(Beifall von den PIRATEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Dieses Gesetz, das „Restrukturierungsgesetz zur 
WestLB“ genannt ist, ist im Prinzip nichts anderes 
als ein Sparkassenrettungsgesetz. Das ist auch so 
weit in Ordnung. Wir haben ja in der letzten Debatte 
gehört, dass das natürlich für einige Verwirrung ge-
sorgt hat, dass man sagen kann: Na ja, auch Spar-
kassen können pleitegehen. – Das ist nicht so 
schön. Es ist überhaupt nicht schön, wenn irgend-
jemand pleitegeht. Es ist natürlich auch nicht schön, 
wenn eine WestLB pleitegehen müsste, vor allen 
Dingen wenn man daran denkt, dass ungefähr 
4.000 bis 5.000 Beschäftigte damit letztendlich auch 
ihre Existenz verlieren könnten. 

Aber wie sieht es heute aus? Sie werden übergelei-
tet in eine sogenannte Transfergesellschaft. Nichts 
anderes ist ja diese Auffanggesellschaft, von der wir 
hier reden. Es gibt, soweit mir bekannt ist, Herr Mi-
nister, noch keine Zustimmung des Betriebsrates. 
Oder gibt es die in der Zwischenzeit? – Die gibt es 
nämlich auch noch nicht. Das heißt, es stimmt 
überhaupt gar nicht, wenn hier behauptet wird, die 
Beschäftigten hätten diesem ganzen Gesetz zuge-
stimmt bzw. dem Prozedere. Auch das ist nicht zu-
treffend. 

Letztendlich: Ohne die Zustimmung der Beschäftig-
ten der WestLB und aller anderen bereits in Firmen 
ausgelagerten Beschäftigten wird die ganze Sache 
nicht funktionieren, es sei denn, die können alle da-
rauf zurückblicken, dass sie aus dem großen Portfo-
lio, welches hier aufgefüllt werden soll mit 
1 Milliarde € und noch weiteren liquiden Mitteln, 
letztendlich über die Zeitdauer bis 2016 oder 2027 
ein Auskommen haben. 

Dann fragt man sich natürlich: Was haben die Spar-
kassen eigentlich davon, in diese enormen Risiken 
einzusteigen? – Man muss doch ganz ehrlich fra-
gen: Wieso konnten diese ganzen werthaltigen oder 
nicht werthaltigen Papiere eigentlich nicht verkauft 
werden? Warum konnten sie nicht verkauft werden? 
Wer hat eigentlich auf die Bremse getreten, damit 
sie nicht verkauft werden konnten?  

Heute sitzen wir hier zusammen und müssen Geld 
nachschießen in einer Höhe von 1 Milliarde €, ohne 
zu wissen, wie viel Risiken tatsächlich damit ver-
bunden sind. Denn ob es möglicherweise diese in 
der Zeitschrift „Online der Westen“ genannten 
18 Milliarden € oder 9 Milliarden € – die Hälfte da-
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von – sind oder 100 Milliarden € oder 45 Milliar-
den €, das hängt doch ganz davon ab, wie sich die 
Finanzmärkte entwickeln. Darauf wird selbstver-
ständlich weder eine Portigon Einfluss nehmen 
können noch eine Erste Abwicklungsanstalt. Nie-
mand wird darauf Einfluss nehmen können, wir 
auch nicht. 

Wir müssen nur aufpassen, dass wir hier nicht ein 
Gesetz beschließen, welches auch überschrieben 
werden könnte mit dem Namen „Jack in the box“. 
Genau das ist es. Wir haben noch keine Verträge. 
Mit der Helaba wird weiter verhandelt. Mit allen 
möglichen Partnerinnen und Partnern wird weiter 
verhandelt, und vorher soll hier ein Gesetz verab-
schiedet werden, dessen Auswirkungen und Risiken 
auf das Land Nordrhein-Westfalen nicht ansatzwei-
se klar sind. Dem kann man letztendlich nur seine 
Zustimmung verweigern. 

Ob das jetzt mit dem Entschließungsantrag der 
CDU übereinstimmt, was ich hier sage, kann ich 
nicht beurteilen. Ich habe das Ding gerade erst auf 
den Tisch bekommen. Aber im Großen und Ganzen 
kann man nur sagen: Diesem Gesetz bei der der-
zeitigen Entwicklungslage und vor allen Dingen auf 
dem Verhandlungsstand kann man letztendlich nur 
die Zustimmung verweigern. – Danke schön. 

(Beifall von den PIRATEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schulz. – Für die Landesregierung 
spricht Herr Minister Dr. Walter-Borjans. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn das 
Land 1 Milliarde € in die Hand nehmen muss, um 
eine Großbank vom Markt zu nehmen, dann ist das 
für keinen ein schöner Anlass, Geld auszugeben – 
nicht für die Opposition, auch nicht für die Regie-
rung.  

Aber es ist ein Ende mit Schrecken. Was wäre die 
Alternative gewesen? Sie wäre ein Schrecken ohne 
Ende. Die Frage, die ich an Sie stelle, ist: Hätten 
Sie lieber die Lösung, die Bayern gewählt hat, 
10 Milliarden € in eine Bank zu setzen, die dann nur 
am Leben erhalten wird und damit überhaupt nicht 
sicher ist, nicht vor dieselben Probleme zu kommen, 
vor die die WestLB gekommen ist und vor denen 
auch andere Landesbanken in Deutschland stehen? 
Das sind Landesbanken, die sich alle unserem Ziel 
einer Konsolidierung bundesweit verweigert haben.  

Wenn man sich überlegt, was denn die Alternativen 
gewesen wären, und wenn man sich anschaut, wie 
Sie im letzten Jahr mit der Eckpunktevereinbarung 
umgegangen sind, Herr Sieveke, muss man sagen: 
Das ist wirklich nicht die Zeit für Legendenbildung. 

Es ist nicht so, dass SPD und Grüne erst auf Sie 
zugekommen sind, nachdem Sie abgelehnt hatten. 
Sie haben schon vorher die Erwartung gehabt, in 
diesem Entschließungsantrag müsse gleichzeitig 
stehen, dass das aus dem laufenden Haushalt her-
ausgebrochen werden muss. Das müssen Sie sich 
einmal überlegen! Wem hätten Sie denn erzählt, 
was es an Lehrern nicht gibt, was an Straßen nicht 
repariert wird, was an Infrastruktur vergessen wird 
und was an öffentlicher Sicherheit nicht mehr finan-
zierbar ist, weil man jetzt gerade in diesem Jahr 
1 Milliarde € braucht?  

Dass diese 1 Milliarde € in die Konsolidierung ge-
hört, ist vollkommen klar – aber mit ihren Lasten, die 
sie verursacht. Wenn Sie anschließend Zinsen da-
für zu zahlen haben, sind diese Zinsen natürlich in 
den Konsolidierungspfad einzubauen. Wir können 
2020 nicht sagen: Wir haben aber noch ein paar 
Zinsen obendrauf, die von der WestLB stammen; 
aus diesem Grund können wir die Schuldenbremse 
nicht einhalten. – Das ist richtig. 

Was Sie hier machen, ist aber der vollkommen 
durchsichtige Versuch, sich, nachdem Sie nicht 
mehr für die Mehrheitsbeschaffung nötig sind, zu-
rückzulehnen, Ihre Verantwortung an der Gardero-
be abzugeben und zu sagen: Jetzt lasst die doch 
mal machen. – Da sage ich Ihnen ganz klar: Das 
wird dem Umbau der WestLB unmittelbar nicht 
schaden. Ihnen wird es in der Wahrnehmung derje-
nigen, die damit zu tun haben, allerdings extrem 
schaden. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Schauen wir uns jetzt einmal weiter die Legenden-
bildung an, das sei alles erst vor 2005 oder nach 
2010 entstanden. Zum Zeitpunkt Ihrer Regierungs-
übernahme hatte die Bank einen Buchwert von 
7 Milliarden €. Als wir die Regierung übernommen 
haben, war dieser Buchwert null. Das ist übrigens 
ein Teil des gesamten Aufkommens an Verlusten, 
das ich beschrieben habe. Sie haben 7 Milliarden € 
verbrannt, und zwar in einer Zeit, in der Sie die 
Möglichkeit gehabt hätten, die Bank an die LBBW 
zu verkaufen, wovon Sie aus nicht besonders sach-
lichen Gründen Abstand genommen haben. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

In Ihrer Zeit haben Sie 5 Milliarden € Garantien für 
die aussortierten Phoenix-Papiere, die Schrottpapie-
re, übernommen und dabei den vierfachen Anteil 
der Garantie getragen, den die Sparkassen über-
nehmen mussten. Darin liegt der bisher einzige Un-
terschied von 3 Milliarden €, die die Sparkassen 
besser davongekommen sind als das Land. Das 
ist – ich sage es noch einmal – mit Unterstützung 
der damaligen Opposition erfolgt, weil man sich 
gemeinsam dafür verantwortlich gefühlt hat, dass 
aus dem WestLB-Problem nicht anschließend ein 
Sparkassenproblem wird, und weil wir den öffent-
lich-rechtlichen Kreditsektor schützen wollten. 
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(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Natürlich hat sich seit der Eckpunktevereinbarung 
einiges getan. Ich bin Ihnen im Übrigen dankbar da-
für, dass es dann – wie auch immer sie zustande 
gekommen ist – eine gemeinsame Eckpunktever-
einbarung gegeben hat, die Sie in den Ausschuss-
sitzungen im Inhalt auch nicht kritisieren. Nun un-
ternehmen Sie aber erkennbar den Versuch, dort 
herauszukommen, damit Sie am Ende sagen kön-
nen, Sie hätten sich als Opposition aber dagegen 
gestellt. Jetzt argumentieren Sie damit, dass das 
nicht in einem einzigen Haushalt abgearbeitet wird. 

Ich habe eben schon gesagt, wie es geht und wie 
es auch gehen muss. Dass diese 1 Milliarde € uns 
natürlich nicht aus der Pflicht entlässt, alle Sparbe-
mühungen im Haushalt umzusetzen, ist doch 
selbstverständlich. Das hat mit der 1 Milliarde € 
aber nichts zu tun. Diese Sparbemühungen stellen 
wir unabhängig davon an, ob 1 Milliarde € drauf-
kommt oder nicht. Diese 1 Milliarde € ist eine ein-
malige Angelegenheit, die noch dazu zum Ab-
schluss dieses Verfahrens beiträgt und dafür sorgt, 
dass es nicht zu einem immer weiteren Verlängern 
des Leidensweges kommt. 

Herr Sieveke, dass der Konjunktiv an dieser Stelle 
eine Rolle spielt, haben wir mittlerweile schon häufi-
ger miteinander ausgetauscht. Da kann ich nur 
noch einmal sagen: Wenn jemand in diesem Mo-
ment nicht im Konjunktiv redet und bei der Entwick-
lung der Finanzmärkte in Europa meint, hier feste 
Zusagen machen zu können, frage ich ihn einmal: 
Wie konnten Sie denn dann, als Sie die Garantien 
für die WestLB abgegeben haben, von Tail-Risk re-
den? Warum gibt es denn dann Sprechklauseln, 
wenn in der EAA Verlustwerte überschritten wer-
den? Daran haben wir nichts geändert. Sie sind von 
Ihnen eingeführt worden. Wir haben jetzt eine Lö-
sung gefunden, die für einen … 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Minister.  

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Ich 
komme sofort zum Schluss. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Nein. Ich wollte 
Sie fragen: Würden Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Schemmer zulassen? 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Ja, 
gerne. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege 
Schemmer, bitte schön. 

Bernhard Schemmer (CDU): Herr Minister, Sie er-
zählen gerade, was wäre, wenn usw. Das hilft uns 

relativ wenig weiter. Warum beantworten Sie nicht 
die ganz schlichte, knappe Frage, warum Sie diese 
1 Milliarde €, die ja absehbar war, nicht in Ihren 
Haushaltsentwurf 2012 eingestellt hatten? 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Minister, 
bitte schön. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Die 
Frage habe ich schon oft beantwortet. Das ist eine 
ganz einfache Antwort. Die Frage war, ob die 
1 Milliarde € zum Buchwert in das Eigenkapital der 
WestLB eingezahlt werden muss oder ob sie dem 
Bund abgekauft werden soll, und zwar zu einem 
günstigeren Preis. Es gibt in diesem Geschäft nun 
einmal tatsächlich die Möglichkeit, 1 Milliarde € 
Buchwert für weniger als 1 Milliarde € zu kaufen. 
Das Ende der Verhandlungen war, dass wir diese 
1 Milliarde € einzahlen. 

Ich bitte aber auch zu berücksichtigen, dass als Teil 
dieses Verhandlungsergebnisses auch zählt, dass 
der Bund mit der 1 Milliarde €, die er herausnimmt, 
zu 330 Millionen € in Form eines an den Verlusten 
teilnehmenden Kredites mit ins Feuer geht. Das ist 
ein Ergebnis der Verhandlungen gewesen. 

Wenn ich das gemacht hätte, was Sie am Anfang 
verlangt hatten, hätten wir über diesen Punkt mit 
dem Bund gar nicht mehr reden müssen. Dass wir 
das erreicht haben, war am Ende allemal das Ein-
zahlen von 1 Milliarde € auf der Seite der WestLB 
wert. 

(Zuruf von der CDU: Es ging darum, das in 
den Haushalt einzustellen!) 

– Wir könnten darüber noch Stunden streiten. Ich 
will aber an Sie appellieren, daran zu denken, dass 
wir im vergangenen Jahr – wenn auch mit ein paar 
Kapriolen – gemeinsam eine Verantwortung über-
nommen haben. 

(Bernhard Schemmer [CDU]: Nein! – Zuruf 
von der CDU: Ihre Kapriolen!) 

Das ist eine enorm wichtige Angelegenheit für den 
Umbau der Bank, für die Ruhe, die an den Märkten 
notwendig ist, und als Signal an die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter. Ich appelliere an Sie, dass wir die-
sen Weg auch in einer Konstellation beibehalten, in 
der es auch ohne die CDU und die FDP ginge. Mei-
nes Erachtens wäre es ein wichtiges Zeichen in die-
sem Bereich, dadurch zu zeigen, dass wir gemein-
sam in der Lage sind, Verantwortung zu überneh-
men. Wenn Sie das nicht machen, ist es Ihre Ange-
legenheit. Dann werden Sie es an anderer Stelle 
vertreten müssen. 

Das gilt auch für die jetzt noch zur Debatte stehen-
de Änderung dahin gehend, dass eine Garantie in 
der Abwicklungsanstalt in ein Darlehen umgewan-
delt werden soll. Das hat nichts damit zu tun, dass 
wir falsch gerechnet hätten. Es hat auch nichts da-



Landtag   21.06.2012 

Nordrhein-Westfalen 74 Plenarprotokoll 16/4 

 

mit zu tun gehabt, dass wir keinen Überblick über 
die Veränderungen hätten. In der Vergangenheit hat 
es aber einen Schuldenschnitt in Griechenland ge-
geben. Natürlich werden sich die Märkte ändern. 
Sie ändern sich sogar noch zwischen dem 21. Juni 
und dem 30. Juni dieses Jahres. Selbstverständlich 
wird das Auswirkungen auf eine Nullbewertung der 
Verbundbank haben. Das sind alles Dinge, über die 
wir in langen und auch konfrontativen Verhandlun-
gen Regelwerke gesucht und gefunden haben. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Minister, 
Ihre Redezeit … 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Ich 
komme zum Ende. – Ich bin davon überzeugt, dass 
wir eine Lösung gefunden haben. Sie wird von allen 
Beteiligten – ausdrücklich erwähne ich dabei den 
Bund – als eine faire und ausgewogene Lösung an-
gesehen, die die Lasten nicht gleich verteilt, die 
aber den ungleich verteilten Lasten auch ungleiche 
Ausstattungen mit Kapital zuordnet, sodass die Ri-
siken und Chancen zusammen abgebildet sind.  

Was wir jetzt brauchen, das ist die gesetzliche 
Grundlage dafür, dass wir den Weg weitergehen 
können, unter anderem auch deshalb, weil es noch 
keinen Haushalt 2012 gibt.  

Deswegen meine Bitte: Versperren Sie nicht den 
Weg in die Richtung, in der wir gemeinsam gehen 
müssen! Das, was Sie angesprochen haben, Ihre 
kritischen Anmerkungen und Ihren Informationsbe-
darf, wird auf diesem Weg überall noch auszutau-
schen sein, so wie wir das in den letzten Wochen in 
Obleutegesprächen und anderen Formen von In-
formationen regelmäßig getan haben. – Herzlichen 
Dank.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Ich weise darauf hin, dass die Lan-
desregierung ihre Redezeit um zwei Minuten über-
schritten hat. Ich sehe aber keine weiteren Wort-
meldungen der Fraktionen mehr. Wir sind damit am 
Schluss der Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Zunächst stimmen 
wir ab über den Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 16/84. Wer dem seine Zustimmung 
geben kann, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer stimmt dem nicht zu? – Wer enthält sich? – 
Damit ist dieser Änderungsantrag mit den Stimmen 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen gegen die 
Stimmen der CDU, der FDP und der Piraten ange-
nommen.  

(Zurufe: Eine Enthaltung!) 

– Entschuldigung, eine Enthaltung. Das wird ver-
merkt. 

Zweitens stimmen wir über den so geänderten Ge-
setzentwurf ab. Der Haushalts- und Finanzaus-
schuss empfiehlt in der Beschlussempfehlung 
Drucksache 16/52, den Gesetzentwurf Drucksache 
16/16 anzunehmen. Wer dem seine Zustimmung 
geben kann, bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
stimmt dem nicht zu? – Wer enthält sich? – Damit 
ist die Beschlussempfehlung mit den Stimmen von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stim-
men von CDU, FDP und Piraten bei drei Enthaltun-
gen angenommen worden.  

Wir kommen damit zur Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion der CDU Druck-
sache 16/102. Wer dem seine Zustimmung geben 
kann, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
kann dem nicht seine Zustimmung geben? – Wer 
enthält sich? – Damit hat der Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU Zustimmung bekommen von 
der Fraktion der CDU und wurde abgelehnt von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen bei Stimmenthal-
tung der Fraktion der FDP und einzelnen Enthaltun-
gen der Fraktion der Piraten. Aber das Ergebnis ist 
eindeutig: Der Entschließungsantrag ist abgelehnt.  

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, bevor ich zum 
Tagesordnungspunkt 5 komme, möchte ich an die-
ser Stelle noch einen Hinweis geben: 21 Abgeord-
nete der Fraktion der FDP haben dem Sitzungsvor-
stand eine schriftliche gemeinsame Erklärung zur 
Abstimmung über TOP 3 „Bestellung der Ausschüs-
se des Landtags“, Drucksache 16/51 – Neudruck –, 
überreicht. Diese Erklärung wird gemäß § 46 
Abs. 2 der Geschäftsordnung des Landtags Nord-
rhein-Westfalen in das Plenarprotokoll aufge-
nommen. (Siehe Anlage) 

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 

5 Gesetz über die Genehmigung der Kreisum-
lage und anderer Umlagen (Umlagengeneh-
migungsgesetz – UmlGenehmG) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD,  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/46 – Neudruck 

erste Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile dem Herrn Kol-
legen Hübner von der SPD-Fraktion das Wort.  

Michael Hübner (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Auf der Tagesordnung stehen das Umlagegeneh-
migungsgesetz, in der Nachfolge das NKF-
Weiterentwicklungsgesetz und im späteren Verlauf 
der Tagesordnung das Gesetz zur Stärkung des 
kommunalen Ehrenamtes. Diese drei Gesetze sind 
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